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 1

 EINLEITUNG 

Die Bedeutung von Software für das tägliche Leben nimmt stetig zu. 
Dies ist mittlerweile eine Binsenweisheit. In der Textverarbeitung hat Soft-
ware mechanische Hilfen bereits abgelöst. Auch in anderen Bereichen ist 
ihr Siegeszug nicht aufzuhalten.  

Diese Entwicklung ist nicht auf die klassischen Büroanwendungen be-
schränkt, denn softwaregestützte Buchhaltung, Vermögens-, Termin- oder 
Adressverwaltung sind heute ohnehin schon eine Selbstverständlichkeit. 
Software dringt auch in andere Lebensbereiche der verschiedensten Art 
vor. Mit ihrer Hilfe übernimmt der Personal Computer etwa Aufgaben von 
Lexikon, HiFi-Anlage oder sogar Steuerberater. 

Bis zum 31. 12. 2001 musste der Rechtsverkehr mit Software auf der 
Grundlage des im Jahre 1900 in Kraft getretenen BGB bewältigt werden. 
Dabei gehörte die Überlassung von Software durch Kaufvertrag zu den in 
der Wissenschaft meistdiskutierten Themen. Der Schwerpunkt dieser Dis-
kussion lag auf der Gewährleistung des Verkäufers für Sachmängel. Die 
Rechtsmängelhaftung führte demgegenüber ein Schattendasein. 

Am 1. 1. 2002 hat das Kaufrecht des BGB durch ein „Gesetz zur Moder-
nisierung des Schuldrechts“ umfassende Änderungen erfahren. Sowohl die 
dogmatischen Grundlagen der neuen Gesetzesfassung als auch ihre prak-
tischen Auswirkungen auf die Softwareüberlassung liegen weitgehend im 
Dunkeln. Dies gilt insbesondere für den Bereich der Rechtsmängelhaftung, 
der selbst in der Gesetzesbegründung wenig Aufmerksamkeit geschenkt 
worden ist. 

Die vorliegende Untersuchung soll etwas mehr Licht in dieses Dunkel 
bringen. Der Nacherfüllungsanspruch aus § 439 BGB erweist sich dabei als 
besonders ergiebiger Untersuchungsgegenstand. Er ist nicht nur aufgrund 
der Fristsetzungserfordernisse der §§ 323 Abs. 1, 281 Abs. 1 S. 1 BGB das 
zentrale Recht wegen Leistung eines mangelhaften Gegenstands. 
§ 439 Abs. 4 BGB stellt auch eine Verbindung zum Rücktrittsrecht her, das 
seinerseits in § 346 Abs. 4 BGB auf die §§ 280 ff. BGB verweist. Die Un-
tersuchung des Nacherfüllungsanspruchs aus § 439 BGB ermöglicht also 
eine querschnittartige Betrachtung der wichtigsten Gebiete des geänderten 
Schuldrechts. 



 

Die tatsächlichen und rechtlichen Grundlagen der Untersuchung werden 
in Teil 1 behandelt. Dazu gehört zunächst die Feststellung dessen, was un-
ter Software zu verstehen ist (A.). Anschließend wird der Frage nachgegan-
gen, unter welchen Voraussetzungen auf ihre Überlassung Kaufrecht an-
wendbar ist (B. I.). Dies umfasst eine Stellungnahme zum Problem der 
Sacheigenschaft von Software. Zuletzt wird dargestellt, in welchen Fällen 
Software mit einem Rechtsmangel behaftet ist (B. II.). 

In Teil 2 folgt die Untersuchung des Nacherfüllungsanspruchs. Sie be-
ginnt mit einer Bestimmung des Anspruchsinhalts (A.). Danach werden die 
Einschränkungen des Anspruchs erörtert, die sich aus § 275 BGB und 
§ 439 Abs. 3 BGB ergeben (B.). Neben den für die Praxis ebenso wichtigen 
Fragen nach Leistungszeit und Leistungsort (C.), Verjährung (D.) und Er-
löschen des Nacherfüllungsanspruchs (E.) widmet sich ein weiterer Ab-
schnitt den grundlegenden Fragen der Abwicklung des Nacherfüllungs-
anspruchs (F.). Hier ist besonders die Analyse des Zusammenspiels von 
Kaufrecht einerseits sowie Rücktritts- und Schadensersatzrecht andererseits 
hervorzuheben (F. II. 2. a)). Im Rahmen der rücktrittsrechtlichen Überle-
gungen wird hinsichtlich § 346 Abs. 3 S. 2 BGB auch zur seit jeher umstrit-
tenen Anwendung des § 818 Abs. 3 BGB Stellung genommen. 

Soweit grundsätzliche Fragen des Schuldrechts berührt sind, beschränkt 
sich die Arbeit nicht auf die Untersuchung ihrer Bezüge zu praktischen 
Fragen der Softwareüberlassung. Zur Förderung des Verständnisses ist es 
unerlässlich, auch abstrakt-dogmatische Überlegungen einfließen zu lassen. 




